
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : nein

StVO 1970 § 18 Abs. 3, Abs. 4

Wer von der Beschleunigungsspur auf eine befahrene Autobahn auf­
fährt, darf nicht "in einem Zug" auf die Überholspur fahren. Er 
muß sich vielmehr zunächst in den Verkehrsfluß auf der Normalspur 
einfügen, um sich selbst in die konkrete Verkehrssituation auf der 
Autobahn einzufühlen und sich zu vergewissern, daß er durch das 
beabsichtigte überholen auch solche Fahrzeuge nicht gefährdet oder 
behindert, die - für ihn kurzzeitig durch andere Fahrzeuge 
verdecKt - sich ihm auf der Normalspur mit hoher Geschwindigkeit 
von hinten nähern.

BGH, Urt. v. 26. November 1985 - VI ZR 149/84 - OLG Nürnberg
LG Nürnberg-Fürth
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 26. November 1985 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die Richter Scheffen, 
Dr. Lepa, Bischoff und Dr. Schmitz

für Recht erKannt:

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil 
des 3. Zivilsenats des überlandesgerichts Nürnberg 
vom 29. Mai 1984 aufgehoben.

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des 
Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 29. Dezember 1983 
wird zuruckgewiesen.

Die Kosten beider Rechtsmittelzüge fallen dem 
Beklagten zur Last.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3 &

Tatbestand

Der Klager macht Schadensersatzansprüche aus einem Ver- 
kehrsunfall geltend, der sich am 24. März 1982 gegen 16 Uhr auf 
der Bundesautobahn A 3 ereignet hat. Von der Rastanlage Haidt 
Dogen (in Richtung Nürnberg) dicht hintereinander zwei Lastzüge 
auf die Autobahn ein. Der Fahrer M. des hinteren Lastzuges 
setzte nach Kurzer Fahrt auf der Normalspur der Autobahn zum 
überholen des vor ihm eingebogenen Lastzuges an. Zu diesem Zeit­
punkt näherte sich dein Lastzug von hinten H. mit dem von dem Klä­
ger geleasten Jaguar-PKW mit einer Geschwindigkeit von etwa 
200 km/h. Wann er auf die Überholspur ausgeschert war, ist strei­
tig. H. gab Lichthupzeichen und nahm eine Gefahrenbremsung vor, 
wodurch sein Fahrzeug m s  Schleudern geriet, sich quer stellte 
und rechtsseitig mit voller Wucht gegen die linkere hintere Ecke 
des Anhängers des Lastzuges stieß. Dieser ragte, da M. auf das 
Lichthupzeichen hin den Lastzug wieder auf die rechte Fahrspur 
gezogen hatte, im Zeitpunkt des Anstoßes noch 1,25 m in die Über­
holspur. Der Jaguar wurde total beschädigt. Der Kläger hat den 
Beklagten als Haftpflichtversicherer des Lastzuges auf Zahlung 
seines Sachschadens in Höhe von 40.772,87 DM (nebst Zinsen) in 
Anspruch genommen.

Das Landgericht hat der Klage in vollem Umfang stattgegeben. 
Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Anspruch
weiter
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Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht ist entgegen der Meinung des Landge­
richts der Auffassung, M. habe nicht fahrlässig gehandelt, vie; 
mehr habe der Beklagte bewiesen, daß der Unfall für M. ein unal 
wendbares Ereignis l.S. von § 7 Abs. 2 StVG gewesen sei. Aufgn 
der vom Landgericht durchgeführten Beweisaufnahme sei erwiesen 
daß M. zum überholen des vor ihm eingebogenen Lastzuges ange- 
setzt habe, als sich auf einer Strecke von etwa 70Ü m, die für 
ihn nach hinten zu überblicken gewesen sei, kein Fahrzeug auf 
Überholspur befunden habe. M. habe nach seiner Einlassung beim 
Zurückschauen kein Fahrzeug auf der Überholspur bemerkt. Die 
Richtigkeit dieser Aussage werde durch die Bekundung des nachf 
genden Kraftfahrers F. bestätigt, der angegeben habe, er habe 
mit seinem Lastzug etwa 3UÜ m hinter M. auf der Normalspur 
fahrend - beim Ausscheren des M. in den Rückspiegel geschaut u 
kein Fahrzeug auf der Überholspur gesehen. Da nach dem Unfalla 
lauf auszuschließen sei, daß der Jaguar sich zu diesem Zeitpur 
etwa schon neben dem Lastzug des F. befunden habe, und auch de 
Sachverständige die MögüchKeit eingeräumt habe, daß der Jagua 
für M. zunächst durch andere Fahrzeuge verdeckt gewesen sein 
könne, habe M. nicht schuldhaft gehandelt, als er zum überholf 
angesetzt habe. Er habe auch nicht verspätet auf die 
Lichthupzeichen des Klägers reagiert. M. habe jede nach den 
Umständen des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet.
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II.

Diese Ausführungen des Berufungsgerichts halten den Angrif­
fen der Revision nicht stand.

1. Zu Recht sieht die Revision einen Verfahrensfehler darin, 
daß aas Berufungsgericht zu einer anderen Würdigung der Aussagen 
der Zeugen M. und F. als das Landgericht kommt, ohne diese noch 
einmal selbst vernommen zu haben. Das Landgericht hat aus deren 
Beendungen nicht die Überzeugung gewonnen, daß der Jaguar für M. 
bei Beginn des Überholvorgangs noch nicht zu sehen war; vielmehr 
hat es aufgrund des Gutachtens des im Strafverfahren gegen M. be­
auftragten Sachverständigen R. für erwiesen angesehen, daß der 
Jaguar sich zu diesem Zeitpunkt schon in dem einsehbaren Bereich 
von rund 700 m nach rückwärts befand. Wenn das Berufungsgericht 
demgegenüber seine Entscheidung gerade auf die Aussage dieser 
beiden Zeugen abstellen und daraus herleiten wollte, daß der Ja­
guar für M. nocn nicht zu sehen war, wich es damit entscheidend 
von der Würdigung der Zuverlässigkeit der Zeugenaussagen durch 
das Landgericht ab; dazu hätte es der nochmaligen Vernehmung 
dieser Zeugen durch das Berufungsgericht bedurft. Insbesondere 
hatte das Berufungsgericht dem Zeugen F. aufgrund der sich aus 
dem Sachverständigengutachten und dem Fahrtenschreiber des von M. 
gefahrenen Lastzuges ergebenden Bedenken gegen die Richtigkeit 
seiner früheren Aussage Vorhaltungen machen müssen. Es entspricht 
ständiger Rechtsprechung (s. zuletzt Senatsurteile vom 3. April 
1984 - VI ZR 195/82 - VersR 1984, 582 und vom 8. Januar 1985 - VI 
ZR 96/83 - VersR 1985, 341, 342), daß das Berufungsgericht, will 
es die Glaubwürdigkeit von Zeugenaussagen oder den Inhalt oder
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die Tragweite ihrer Bekundungen anders würdigen als das Landge­
richt, dies nicht tun darf, ohne sich selbst durch nochmalige 
Vernehmung der Zeugen einen persönlichen Eindruck verschafft und 
die BedenKen des Landgerichts gegen die Verwertung dieser Aus­
sagen durch Vorhaltungen an die Zeugen ausgeräumt zu haben.

2. Dieser Verfahrensfehler führt jedoch nicht zur Zurückver­
weisung der Sache an das Berufungsgericht, da der Klage schon au: 
Rechtsgründen stattzugeben war.

a) Das Berufungsgericht vertritt den Standpunkt, es sei M. 
nicht zuzumuten gewesen, nachdem er sich davon überzeugt hatte, 
daß sich m  einer rückwärtigen Entfernung von rund 700 m kein 
Fahrzeug auf der Überholspur befand, auch auf Fahrzeuge Rücksich 
zu nehmen, die sich eventuell auf der Normalspur befanden und 
dort möglicherweise für ihn durch vorausfahrende andere lang­
samere Fahrzeuge verdeckt sein konnten; er habe sich nicht davon 
zu uberzeugen brauchen, daß sich auch kein für ihn zunächst ver­
decktes Fahrzeug mit sehr hoher Geschwindigkeit näherte, dessen 
Fahrer beabsichtigte, die auf der Normalspur fahrenden Fahrzeuge 
zu überholen.

b) Damit stellt das Berufungsgericht aber zu geringe Anfor­
derungen an die Sorgfaltspflicht desjenigen Kraftfahrers, der ur 
mittelbar nach dem Einfahren auf die Autobahn zum überholen an­
setzen will. Diesen trifft eine doppelte Verpflichtung: Zum ein« 
muß der Kraftfahrer, der - wie hier M. mit seinem Lastzug - von 
einem Beschleunigungsstreifen aus auf die Autobahn einfahren 
will, dies mit größter Vorsicht unter Beachtung des Vorfahrts­
rechtes (§ 18 Abs. 3 StVO) des sich auf der Autobahn bewegenden
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Verkehrs tun; der Beschleunigungsstreifen dient nur der zügigen 
Einfädelung des in die Autobahn einfahrenden Verkehrs und gehört 
nicht zur "durchgehenden Fanrbahn" im Sinne dieser Vorschrift 
(s. amtliche Begründung zu § 3 von § 18 StVO - abgedruckt bei 
Jagusch/Hentschel, StVR, 28. Aufl., hinter § 18 S. 468). Zum 
andern schreibt § 18 Abs. 4 StVO vor, daß beim überholen eine Ge­
fährdung des nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen sein muß. 
Daraus ergibt sich für denjenigen Kraftfahrer, der zum überholen 
ansetzt, obwohl er sich gerade erst in den Verkehr auf der Nor­
malspur eingegliedert hat, eine gesteigerte Sorgfaltspflicht.

aa) Die Inanspruchnahme der Überholspur setzt bei belebter 
Autobahn eine gründliche Kenntnis der gesamten Verkehrssituation 
voraus, über die der gerade erst auf die Autobahn Embiegende 
nicht in gleicher Weise verfügt wie der Kraftfahrer, der sich be­
reits einige Zeit auf der durchgehenden Fahrbahn der Autobahn be­
wegt und dadurch die Möglichkeit hat, sich vor dem beabsichtigten 
Überholen mit der erforderlichen GründlichKeit und Ruhe über die 
rückwärtige Verkehrslage zu orientieren, insbesondere darüber, ob 
sich Kraftfahrer mit sehr hoher Geschwindigkeit - wenn zunächst 
auch auf der Nonualspur fahrend - nähern und möglicherweise in 
Kürze gleichfalls die Überholspur in Anspruch nehmen werden. Da 
auf den Bundesautobahnen m  der Regel - so auch im Streitfall - 
eine Begrenzung der Geschwindigkeit nicht besteht, muß der Ein­
biegende, und zwar auch bei lebhaftem Verkehr, jedenfalls bei 
normalen Straßen- und Sichtverhältnissen, wie sie hier gegeben 
waren, mit der Möglichkeit rechnen, daß sich ihm Kraftfahrer mit 
Geschwindigkeiten von 150 bis 200 km/h nähern. Deshalb darf er 
nicht zum überholen ansetzen, solange er nicht die Gewißheit hat.
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daß sich ihm kein derartig schnelles Fahrzeug, auch nicht 
möglicherweise zunächst durch andere Fahrzeuge verdeckt nähert 
und durch sein überholen gefährdet werden konnte* Vielmehr muß et 
sich erst einmal in den Verkehrsfluß einfügen, um einerseits sich 
selbst m  die konkrete Verkehrssituation auf der Autobahn einzu­
fühlen und zum andern seine eigene Rolle im Autobahnverkehr für 
die anderen Verkehrsteilnehmer berechenbar zu machen* Das gilt 
umso mehr, wenn es sich bei dem Einbiegenden - wie im Streit­
fall - um den Fanrer eines Lastzuges handelt, der ohnehin nur mit 
einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h fahren darf 
(§ 18 Abs* 5 Nr. 1 StVO), die Überholspur also verhältnismäßig 
lange blockiert.

bb) Den dargelegten Anforderungen ist M. nicht gerecht ge­
worden. Zwar trifft das Berufungsgericht keine (ausdrücklichen) 
Feststellungen dazu, ob M. sozusagen "in einem Zug" auf die Nor­
malspur einbog und zum überholen ansetzte. Dies ergibt sich aber 
eindeutig aus der Beweisaufnahme. M. hat bei seiner Vernehmung ii 
Strafverfahren selbst eingeräumt, "er sei nur ganz kurz auf der 
Fahrspur (gemeint ist Normalspur) gewesen"; "er sei vielleicht s 
ca. ein bis zwei Sekunden auf der (rechten) Fahrspur gefahren un 
habe dann auf die Überholspur gewechselt". Dies st.immt mit den 
vom Berufungsgericht in anderem Zusammenhang (BU S. 8) getroffe­
nen Feststellungen überein, daß M. nach der Auswertung des Fahr­
tenschreibers und den Berechnungen des Sachverständigen sich mit 
seinem Lastzug bereits 2,4 Sekunden nach seiner Einfahrt auf die 
Autobahn mit einer Geschwindigkeit von 68 km/h auf der Überhol­
spur befunden hat. Die Zeit von 2,4 Sekunden reichte aber bei 
weitem nicht aus, um sich Gewißheit darüber verschaffen zu 
können, daß sich kein schnelles, möglicherweise kurzzeitig durcl 
den Lastzug des F. verdecktes Fahrzeug auf der Normalspur 
näherte, dessen Fahrer ebenfalls die Überholspur in Anspruch
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nehmen wollte, und um diesem Fahrer ein beabsichtigtes überholen 
des Lastzugs rechtzeitig und deutlich anzeigen zu können.
Vielmehr mußte M. damit rechnen, daß ein so schneller Fahrer 
darauf vertraute, die freie Überholspur werde nicht von einem 
eben erst auf die Normalspur einfahrenden Lastzug blockiert 
werden. Hätte M. sich entsprechend der gesteigerten Sorgfalts- 
pflicht verhalten und sich zunächst gründlich und zuverlässig 
über einen etwaigen nachfolgenden schnelleren Verkehr unterrich­
tet, hätte ihm das Herannahen des Jaguar auf der unstreitig nach 
rücKwärts auf 7UÜ m einzusehenden Autobahn nicht entgehen können, 
denn der Jaguar befand sich nach dem Unfallverlauf bei den ört­
lichen Gegebenheiten innerhalb dieses Sichtbereichs.

c) Jedenfalls ist bei dieser Sachlage auszuschließen, daß 
der Unfall für M. ein unabwendbares Ereignis im Sinn von § 7 
Abs. 2 StVG war. Diese Feststellung genügt, um im Streitfall, in 
dem es nur um Ersatz des am Jaguar entstandenen Sachschadens 
geht, die Verpflichtung des nach § 3 Nr. 1 PflVG in Anspruch ge­
nommenen Beklagten zur Zahlung des (der Höhe nach nicht mehr 
streitigen) Betrages von 40.772,87 DM auszusprechen.

Der Beklagte haftet auf den vollen Betrag, weil er sich dem 
Kläger als Leasinggeber des (dem H. für drei Jahre überlassenen) 
Fahrzeugs gegenüber nicht mit Erfolg auf eine mitwirkende Be­
triebsgefahr des Jaguar und damit auf einen Schadensausgleich 
nach § 17 Abs. 1 S. 2 StVG berufen kann. Nach ständiger Recht­
sprechung (s. BGHZ 87, 133f 135 f) wird, wenn ein Kraftfahrzeug 
durch einen Leasingvertrag einem anderen auf längere Zeit über­
lassen wird, der Leasing-Nehmer in der Regel für die Lasingzeit 
dessen alleiniger Halter. Für eine von dieser Regel abweichende 
Ausnahme ist nichts vorgetragen.



Aus den dargelegten Gründen war das landgerichtliche Urte 
wiederherzustellen.

Dr • Steffen Scheffen Dr. Lepa

Bischoff Dr. Schmitz
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